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Entwicklungspolitik ohne Illusionen

In Zusammenhang mit den turbulenten Ereignissen der letzten W odien um die 
deutsdie Nahost-Politik hat auch jener Teilbereidi deutsdier Außenpolitik  

Schaden genommen, der ihn — auf lange Sidit gesehen — am w enigsten ver
tragen kann: die Entwidclungshilfe der Bundesrepublik an die wirtsdiaftlidi nodi 
w enig fortgesdirittenen Länder Asiens, Afrikas und Lateinamerikas. Es dürfte 
wohl kaum übertrieben sein, wenn man feststellt, daß der ohnehin schon lange 
anhaltende Tiefstand in der Bereitschaft der Offentlidikeit zur Hilfe an andere 
Völker nun wirklich nidit mehr unterschritten werden kann. So wurden in den 
letzten W odien verschiedentlich Stimmen laut, die mit Besorgnis fragten, w ie 
man denn nun, nachdem evident geworden sei, von w eldi vielfältigen und offen
bar nur in der Theorie zu kontrollierenden politischen Kräften ein Gelingen der 
Entwicklungshilfe abhängt, in Zukunft dem deutschen Steuerzahler die Not
wendigkeit weiterer Hilfen darlegen w olle. Die Sache wird nodi komplizierter 
dadurch, daß es gar nicht darum geht, ihn von der Notwendigkeit der Hilfe 
schlechthin, sondern von ihrer Verstärkung zu überzeugen.

A bgesehen davon, daß immer wieder die Vermutung laut wird, daß wir mit unse
ren Steuergeldern den Aufwand einer herrsdienden Sdiicht in den Entwidtlungs- 
ländern finanzieren helfen, und audi abgesehen davon, daß sidi obendrein von  
Zeit zu Zeit immer wieder herausstellte, daß selbst hoffnungsvoll begonnene 
Projekte nidit kalkulierbaren politisdien Fehlentwidclungen zum Opfer gefallen  
sind, fällt es sdiwer, selbst für sinnvolle Projekte, die nach mensdilichem Ermes
sen ohne Störungen abgewidcelt werden könnten, die notwendige Resonanz in 
der Offentlidikeit zu finden.

Dies liegt in erster Linie daran, daß sidi der Ertrag entwicklungspolitischer Maß
nahmen nur nadi einem sehr langen Zeitabschnitt m essen läßt —  und audi dann 
nicht in Heller und Pfennig. Gleidigültig, w eldien W eg der Entwicklungsförde
rung man besdireiten will, ob man schwergewichtig zunädist die Landwirtschaft 
oder einzelne Industrien der Entwidclungsländer zu fördern beabsichtigt, stets 
wird man mindestens mit einem Zeitraum von der Länge eines M ensdienalters 
rechnen müssen, bis auf ganzer Linie deutlich wird, daß sich die Anstrengungen  
audi gelohnt haben.

Man hat den jungen Nationen oft vorgeworfen, sie  seien zu ungeduldig und gäben 
sidi der Illusion hin, nadihaltige Erfolge ihrer entwidclungspolitisdien Maßnah
men sow ie der Hilfe von außen schon in ein, zwei Jahren feststellen zu können. 
Dieser Vorwurf ist in den meisten Fällen sidierlidi berechtigt. Nur trifft er unseres 
Erachtens in gleicher W eise für die Hilfen zu, die von entwidtelten Ländern ge
geben werden —  und zwar gleidiermaßen für staatlidie w ie für private Maßnah
men. Ein privates Unternehmen kann aus seiner Zielsetzung der Gewinnmaxi
mierung binnen absehbarer Zeiträume heraus nidit auf einen angemessenen
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Gewinn aus einer Investition in einem Entwick
lungsland verzichten. Insofern erscheint es so gut 
w ie ausgeschlossen, daß privatwirtschaftlich ge
führte Unternehmen Investitionen in gerade den 
Gebieten der Entwicklungsländer unternehmen, 
die sie am nötigsten haben, nämlich in landwirt
schaftlichen Regionen, in denen gewöhnlich das 
Pro-Kopf-Einkommen und die Kaufkraft der Be
völkerung am niedrigsten sind.

Von ihnen ist daher nur ein Entwicklungsbeitrag 
für die schon ohnehin relativ stark entwickelten 
Industriezentren zu erwarten. So wichtig dies im 
Einzelfall —  etwa zur Beseitigung der M assen
arbeitslosigkeit in den großen Städten — auch 
sein mag, so reicht es doch nicht aus. Um lang
fristig ungleichgewichtige Entwicklungen, mit 
denen immer die Gefahr politischer Störungen 
verbunden ist, zu umgehen, ist auch die Förde
rung der am weitesten zurückgebliebenen Regio
nen erforderlich.

Man hat diese Aufgabe häufig den staatlichen 
Investitionen zugew iesen und auch gemeint, die 
regierungsoffiziellen Hilfen der industrialisierten 
Länder müßten vorwiegend dort Verwendung 
finden. Ein solches Vorgehen setzt allerdings vor-

aus, daß man bereit ist, auf kurzfristig sichtbar 
werdende Erfolge zu verzichten, und sich innerlich 
auf ein langfristiges Gelingen einstellt, was aller
dings praktisch m eist mit einem Verzicht auf op
tische W irkungen verbunden ist. Dafür lassen  
sich dann nicht einmal die politisch verantwort
lichen Kräfte, die es eigentlich besser w issen soll
ten, mobilisieren, mit der Folge, daß auch die 
staatlichen Hilfen häufig nicht zweckentsprechend 
eingesetzt werden.

Man könnte es mit diesem Hinweis belassen und 
die Tatsache beklagen, daß der Politiker, allzu 
sehr auf optische W irkungen angewiesen, ungern 
Dinge in Angriff nimmt, die weithin unpopulär 
sind. Aber muß dies zwangsläufig der Fall sein? 
W er sich nicht der Resignation und der Taten
losigkeit hingeben will, kann nicht umhin, diese 
Frage aufs schärfste zu verneinen. Auch hier, im 
Bereich der Entwicklungspolitik, zeigt sich w ie
der, worauf in dieser Zeitschrift in anderem  
Zusammenhang schon des öfteren hingew iesen  
wurde, daß es die Träger politischer Verantwor
tung auf sich nehmen müssen, dem Bürger die 
ungeschminkte W ahrheit zu sagen und ihm not
falls Opfer abzuverlangen. Hellmut Hartmann

A us B riefen  an  d ie  R edak tion :
(„Zur F rage der w achsenden S taatsausgaben", von  
Prof. Dr. Heinz-D ietrich O r t l i e b ,  H eft 12/1964).

W a s  den B undoshaushalt angeht, so möchte ich doch 
darau f hinw eisen, daß sich in den  le tz ten  Rechnungs
jah ren  ganz eindeutig  bestim m te P rio ritä ten  entw ik- 
k e lt haben, die zum Teil in  einem  PolaritätsV erhältn is 
zueinander stehen. Die B undesregierung h a t n a tu rg e
mäß die Investitionen  für die äußere  Sicherheit, den 
S traßenbau  und  die w issenschaftliche Forschung in  den 
V ordergrund  geschoben. D agegen sah  das Parlam ent 
d ie  ers te  P rio ritä t in den  Sozialausgaben in  w eiterem  
Sinne sow ie in  der F örderung der Landwirtschaft, d ie 
bekanntlich  im parlam entarischen  Raum über einen 
besonders w eitreichenden Einfluß verfügt. D er Zusam 
m enprall d ieser unterschiedlichen T endenzen is t eine 
d e r  entscheidenden U rsachen des W achsens der Bun
desausgaben . Da d ie  B undesregierung se it dem  Rech
nungsjah r 1963 d ie  A usgabensteigerung  nach dem Z u
wachs des B ruttosozialprodukts o rien tie rt hat, sind als 
Folge h iervon  zahlreiche andere  w ichtige S taa tsau fga
ben  sehr kurz gehalten  w orden, w as in der Ö ffentlich
k e it nicht im m er genügend  gew ürd ig t w orden  ist.

Zu dem  letzten  A bsatz des A rtikels von  Prof. Dr. O rt
lieb is t daher zu sagen, daß es an einer Entscheidung 
ü b er die P rio ritä ten  nicht gefehlt hat. D agegen kann

bed au ert w erden, daß eine langfris tige H aushaltsbe
trachtung ers t je tz t im W erden  ist. E rst w enn  sie v o r
liegt, w ird  eine b essere  Ü bersicht über die Entwick
lung der S taatsausgaben  möglich sein.

M inisterialdirektor H ans-Clausen K orff,
Bundesm inisterium  der F inanzen, Bonn

(„Durch Z ollerhöhung zum Freihandel?  Z ur A ußenw irt
schaftspolitik der britischen L abour-R eglerung", von 
Dr. W olfgang M i c h a l s k i ,  H eft 12/1964).

I found th e  a rtic le  by  Dr. M ichalski v e ry  in teresting , 
b u t I m ust say  I am qu ite  unconvinced  b y  the  objec
tions to  devalua tion . The devalua tion  w ould have  the 
g rea t advan tage  th a t It w ould no t only  p ro tec t the 
im port industries  bu t also stim ulate  the expo rt indus
tries. If a  15 p e r cen t surcharge is sufficient then , le t 
m e say , an  8 p e r  cen t devalua tion  w ould  be enough. 
I don 't see how  th a t should affect th e  A m erican  b a l
ance of paym ents d ifferently  th an  th e  surcharge does 
excep t possib ly  through psychology. T herefore it 
seem s to  me th e re  is no danger of a  sp ira l of com pe
titive  devaluations. The IMF su re ly  could easily  p re 
ven t th a t from happening. It is, of course, true  tha t 
devalua tion  w ithou t stopping in te rn a l in flation  w ould 
n o t p rov ide a perm anent cure, bu t ex ac tly  th e  sam e 
is tru e  of th e  15 per cen t surcharge.

Prof. Dr. G ottfried H aberler, Cam bridge, M ass., USA
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